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13. Wahlperiode 

23. 06. 98 


Antrag 

der Abgeordneten Sabine Kaspereit, Ernst Schwanhold, Hermann Bachmaier, 
Hans Berger, Lilo Blunck, Hans Martin Bury, Norbert Formanski, Anke Fuchs 
(Köln), Manfred Hampel, Rolf Hempelmann, Uwe Hiksch, Jelena Hoffmann 
(Chemnitz), Dr. Uwe Jens, Volker Jung (Düsseldorf), Werner Labsch, Dr. Elke 
Leonhard, Siegmar Mosdorf, Herbert Meißner, Jutta Müller (Völklingen), Christian 
Müller (Zittau), Hermann Rappe (Hildesheim), Dr. Hermann Scheer, Rolf Schwanitz, 
Dr. Sigrid Skarpelis-Sperk, Dr. Dietrich Sperling, Dr. Peter Struck, Wolfgang 
Weiermann, Rudolf Scharping und der Fraktion der SPD 


Bekämpfung des Zahlungsverzuges im Handelsverkehr 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Der Deutsche Bundestag stellt fest: 

1. Angesichts der hohen Arbeitslosenquote in Deutschland und 
angesichts der hohen Zahl von Unternehmensinsolvenzen darf 
das Thema Zahlungsverzug nicht mehr ignoriert werden und 
erfordert Maßnahmen, die den Zahlungsverzug im Handels- 
verkehr bekämpfen. 

2. Zahlungsverzug bewirkt Liquiditätsprobleme, .eine Beein- 
trächtigung der Rentabilität und eine Gefährdung der Wettbe- 
werbsfähigkeit. Zahlungsverzug ist eindeutig ein Vertrags- 
bruch. Dennoch sind Verzögerungen bei der Zahlung statt zur 
Ausnahme zur gängigen Praxis geworden. Zahlungsverzug ist 
inzwischen nicht mehr die durch allerlei Widrigkeiten aufge- 
drängte Nothilfe, sondern die durchweg praktizierte Regel, die 
als ernsthafte Alternative zur Eigenfinanzierung gilt. 

3. Insbesondere in Ostdeutschland wird hierdurch der wirt- 
schaftliche Aufbau empfindlich gestört, da eigenkapital- 
schwache kleine und mittelständische Betriebe auf einen ra- 
schen Ausgleich ihrer Forderungen angewiesen sind. 

4. Der Zahlungsverzug behindert das reibungslose Funktionie- 
ren des europäischen Binnenmarktes und hält kleine und mitt- 
lere Unternehmen davon ab, die durch den Binnenmarkt ge- 
botenen Möglichkeiten voll zu nutzen. Die gegenwärtige Lage 
unterschiedlicher Zahlungspraktiken in den Mitgliedstaaten 
führt daher zu Wettbewerbsverzerrungen. Von seiten des Eu- 
ropäischen Parlaments als auch des Wirtschafts- und Sozial- 
ausschusses wurden strengere, gemeinschaftsweite Maßnah- 
men angemahnt. 
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5. Trotz gesetzlicher Maßnahmen, wie die 2. Zwangsvollstrek- 
kungsnovelle, das Kapitalaufnahmeerleichterungsgesetz, die 
Neuregelung des Schiedsverfahrensrechts sowie zahlreicher 
rechtsunverbindlicher Aufforderungen an öffentliche Auftrag- 
geber hat sich am Problem des Zahlungsverzuges im Han- 
delsverkehr wenig geändert. 


Deshalb fordert der Deutsche Bundestag die Bundesregierung auf, 

1 . zur Stärkung des Binnenmarktes innerhalb der EU und zur Be- 
seitigung von Handelshemmnissen nach Artikel 100 a des 
EWG-Vertrages folgende Ziele zu verfolgen: 

a) Einhaltung von vereinbarten Zahlungszielen, 

b) Abbau von Unterschieden bei den gesetzlichen Verzugs- 
zinsen, 

c) Beschleunigung von Klage- insbesondere Schadensersatz- 
verfahren; 

2. den Vorschlag der Europäischen Kommission für eine Richtli- 
nie zur Bekämpfung von Zahlungsverzug im Handelsverkehr 
aufzugreifen und einen Gesetzentwurf vorzulegen, der 

a) sich auf alle Schulden im Handelsverkehr, d. h. zwischen 
Unternehmen sowie Unternehmen und öffentliche Behör- 
den bezieht. Dies gilt auch für eingetragene Gesellschaf- 
ten sowie selbständig Tätige, die eine Handels- oder Be- 
rufstätigkeit ausüben; 

b) einen zeitnäheren Fälligkeitstermin für die Zahlung von 
Schulden ab Rechnungsdatum festlegt, sofern die Zah- 
lungsfrist nicht vertraglich geregelt ist; 

c) einen spürbar höheren gesetzlichen Zinssatz festlegt, so- 
fern im Vertrag oder den Allgemeinen Verkaufsbedingun- 
gen nichts anderes vereinbart ist. 


Bonn, den 23. Juni 1998 

Sabine Kaspereit 
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Hermann Bachmaier 
Hans Berger 
Lilo Blunck 
Hans Martin Bury 
Norbert Formanski 
Anke Fuchs (Köln) 
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Uwe Hiksch 
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Rudolf Scharping und Fraktion 
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Begründung 

Die vorgeschlagenen Maßnahmen beziehen sich auf alle Schulden 
im Handelsverkehr. Hiervon unberührt bleibt der Bereich des nicht 
geschäftlichen Verkehrs und des Verbraucherkredites. 

Insgesamt soll die Einhaltung der Zahlungsfristen durch Unter- 
nehmen und öffentliche Behörden gefördert werden. Die vorge- 
schlagenen Maßnahmen wird dem Grundsatz der Vertragsfreiheit 
in der Privatwirtschaft in vollem Umfang gerecht. Die vorgeschla- 
genen Maßnahmen sollen verhindern, daß ein Schuldner über- 
haupt erst auf Verzug spekuliert. Sie dienen dem Interesse des 
Gläubigers und entlasten die Justiz, in deren Vorfeld sie auf pünkt- 
liche Zahlung hinwirkt oder zumindest ökonomische Anreize zur 
Säumnis beseitigt. 
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